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SYNOPSE 
zur Arbeitsfassung/Diskussionsgrundlage zur Vorbereitung eines  
Gesetzes zur Stärkung von Kindern und Jugendlichen (Ausschnitt), 23.8.2016 
(aktualisiert durch Arbeitsfassung/Diskussionsgrundlage für Fachgespräche, 7.9.2016) 

Finanzierung/Sozialraum 

Bisherige Fassung Entwurfsfassung für 2017 

Sozialgesetzbuch (SGB) – Achtes Buch (VIII) – Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII) 

§ 36b Hilfeauswahl 
(1) Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe entscheidet über die Auswahl der im Einzelfall ge-
eigneten und notwendigen Hilfe nach pflichtgemäßem Ermessen auf der Grundlage des Hil-
feplans nach § 36d einschließlich Art, Dauer, Umfang, Beginn und Durchführung. Eignung und 
Notwendigkeit der Hilfe bestimmen sich nach dem Bedarf des Kindes, des Jugendlichen oder 
jungen Volljährigen im Einzelfall unter Berücksichtigung seines engeren sozialen Umfelds.  
(2) Sofern infrastrukturelle Angebote oder Regelangebote insbesondere nach §§ 16 bis 18, 
§§ 22 bis 25 oder § 13 im Hinblick auf den Bedarf des Kindes oder des Jugendlichen im Einzel-
fall geeigneter oder gleichermaßen geeignet sind, werden diese vom Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe als geeignete und notwendige Hilfe gewährt. Dem Leistungsberechtigten nach 
§ 41 werden vorrangig geeignete Angebote nach § 13 gewährt.  
(3) Insbesondere Hilfen nach § 31 oder § 35a Absatz 2 Nummer 1, die nach Maßgabe von 
§ 112 des Neunten Buches geleistet werden, werden als Gruppenangebote mehreren Leis-
tungsberechtigten gemeinsam gewährt, sofern diese gleichermaßen geeignet sind.  
(4) Nach Maßgabe von Absatz 1 bis 3 kann der Träger der öffentlichen Jugendhilfe unterschied-
liche Hilfearten, Leistungen und Erbringungsformen zu einer Gesamtleistung zusammenstellen.  
(5) § 5 bleibt unberührt. 

§ 75 Anerkennung als Träger der freien 
Jugendhilfe 
(1) Als Träger der freien Jugendhilfe können 
juristische Personen und Personenvereinigun-
gen anerkannt werden, wenn sie  
1. auf dem Gebiet der Jugendhilfe im Sinne 

des § 1 tätig sind, 
2. gemeinnützige Ziele verfolgen, 
3. auf Grund der fachlichen und personel-

len Voraussetzungen erwarten lassen, 
dass sie einen nicht unwesentlichen Bei-
trag zur Erfüllung der Aufgaben der Ju-
gendhilfe zu leisten imstande sind, und 

4. die Gewähr für eine den Zielen des 
Grundgesetzes förderliche Arbeit bieten. 

(2) Einen Anspruch auf Anerkennung als Trä-
ger der freien Jugendhilfe hat unter den Vo-
raussetzungen des Absatzes 1, wer auf dem 
Gebiet der Jugendhilfe mindestens drei Jahre 
tätig gewesen ist. 

§ 74 Anerkennung als Träger der freien 
Jugendhilfe 
(1) Als Träger der freien Jugendhilfe können 
juristische Personen und Personenvereinigun-
gen anerkannt werden, wenn sie  
1. auf dem Gebiet der Jugendhilfe im Sinne 

des § 1 tätig sind, 
2. gemeinnützige Ziele verfolgen, 
3. auf Grund der fachlichen und personellen 

Voraussetzungen erwarten lassen, dass sie 
einen nicht unwesentlichen Beitrag zur Er-
füllung der Aufgaben der Jugendhilfe zu 
leisten imstande sind, und 

4. die Gewähr für eine den Zielen des 
Grundgesetzes förderliche Arbeit bieten. 

(2) Einen Anspruch auf Anerkennung als Trä-
ger der freien Jugendhilfe hat unter den Vo-
raussetzungen des Absatzes 1, wer auf dem 
Gebiet der Jugendhilfe mindestens drei Jahre 
tätig gewesen ist. 
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(3) Die Kirchen und Religionsgemeinschaften 
des öffentlichen Rechts sowie die auf Bun-
desebene zusammengeschlossenen Ver-
bände der freien Wohlfahrtspflege sind aner-
kannte Träger der freien Jugendhilfe. 

(3) Die Kirchen und Religionsgemeinschaften 
des öffentlichen Rechts sowie die auf Bun-
desebene zusammengeschlossenen Verbän-
de der freien Wohlfahrtspflege sind anerkann-
te Träger der freien Jugendhilfe. 

§ 76 Beteiligung anerkannter Träger der freien 
Jugendhilfe an der Wahrnehmung anderer 
Aufgaben 
(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
können anerkannte Träger der freien Ju-
gendhilfe an der Durchführung ihrer Aufga-
ben nach den §§ 42, 42a, 43, 50 bis 52a und 
53 Absatz 2 bis 4 beteiligen oder ihnen diese 
Aufgaben zur Ausführung übertragen. 
(2) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
bleiben für die Erfüllung der Aufgaben ver-
antwortlich. 

§ 75 Beteiligung anerkannter Träger der freien 
Jugendhilfe an der Wahrnehmung anderer 
Aufgaben 
(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
können anerkannte Träger der freien Ju-
gendhilfe an der Durchführung ihrer Aufga-
ben nach den §§ 42, 42a, 43, 50 bis 52a und 
53 Absatz 2 bis 4 beteiligen oder ihnen diese 
Aufgaben zur Ausführung übertragen. 

(2) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
bleiben für die Erfüllung der Aufgaben ver-
antwortlich. 

§ 78 Arbeitsgemeinschaften 
Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen 
die Bildung von Arbeitsgemeinschaften an-
streben, in denen neben ihnen die anerkann-
ten Träger der freien Jugendhilfe sowie die 
Träger geförderter Maßnahmen vertreten 
sind. In den Arbeitsgemeinschaften soll da-
rauf hingewirkt werden, dass die geplanten 
Maßnahmen aufeinander abgestimmt wer-
den und sich gegenseitig ergänzen. 

§ 76 Arbeitsgemeinschaften 
Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen 
die Bildung von Arbeitsgemeinschaften an-
streben, in denen neben ihnen die anerkann-
ten Träger der freien Jugendhilfe sowie die 
Träger geförderter Maßnahmen vertreten 
sind. In den Arbeitsgemeinschaften soll darauf 
hingewirkt werden, dass die geplanten Maß-
nahmen aufeinander abgestimmt werden 
und sich gegenseitig ergänzen. 

§ 36a Steuerungsverantwortung, Selbst- 
beschaffung 
(1) Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
trägt die Kosten der Hilfe grundsätzlich nur 
dann, wenn sie auf der Grundlage seiner 
Entscheidung nach Maßgabe des Hilfeplans 
unter Beachtung des Wunsch- und Wahl-
rechts erbracht wird; dies gilt auch in den 
Fällen, in denen Eltern durch das Familienge-
richt oder Jugendliche und junge Volljährige 
durch den Jugendrichter zur Inanspruch-
nahme von Hilfen verpflichtet werden. Die 
Vorschriften über die Heranziehung zu den 
Kosten der Hilfe bleiben unberührt. 
 
 
 
 
(2) Abweichend von Absatz 1 soll der Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe die nied-
rigschwellige unmittelbare Inanspruchnahme 
von ambulanten Hilfen, insbesondere der 
Erziehungsberatung, zulassen. Dazu soll er mit 

§ 76a Voraussetzungen für die Übernahme 
von Kosten  
(1) Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
trägt die Kosten einer Leistung nur dann, 
wenn sie auf der Grundlage seiner Entschei-
dung nach Maßgabe des Hilfeplans und der 
Orientierung an seinen sozialräumlichen Ge-
staltungsvorgaben (§ 79) unter Beachtung 
des Wunsch- und Wahlrechts und der Partizi-
pation erbracht wird; dies gilt auch in den 
Fällen, in denen Eltern durch das Familienge-
richt zur Geltendmachung eines Leistungsan-
spruchs ihres Kindes oder junge Volljährige 
durch den Jugendrichter zur Inanspruchnah-
me von Leistungen nach diesem Gesetz ver-
pflichtet werden. Die Vorschriften über die 
Heranziehung zu den Kosten der Leistung 
bleiben unberührt.  
(2) Abweichend von Absatz 1 trägt der Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe auch die Kosten 
einer Leistung in Fällen unmittelbarer Inan-
spruchnahme von niedrigschwelligen ambu-
lanten Leistungen, insbesondere nach §§ 28 
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den Leistungserbringern Vereinbarungen 
schließen, in denen die Voraussetzungen und 
die Ausgestaltung der Leistungserbringung 
sowie die Übernahme der Kosten geregelt 
werden. 
 
 
 
 
(3) Werden Hilfen abweichend von den Ab-
sätzen 1 und 2 vom Leistungsberechtigten 
selbst beschafft, so ist der Träger der öffentli-
chen Jugendhilfe zur Übernahme der erfor-
derlichen Aufwendungen nur verpflichtet, 
wenn  
 
 
 
 
 
 
der Leistungsberechtigte den Träger der öf-
fentlichen Jugendhilfe vor der Selbstbeschaf-
fung über den Hilfebedarf in Kenntnis gesetzt 
hat, 
 
 
 
die Voraussetzungen für die Gewährung der 
Hilfe vorlagen und 
1. die Deckung des Bedarfs  

a) bis zu einer Entscheidung des Trägers 
der öffentlichen Jugendhilfe über die 
Gewährung der Leistung oder 

b) bis zu einer Entscheidung über ein 
Rechtsmittel nach einer zu Unrecht 
abgelehnten Leistung 

keinen zeitlichen Aufschub geduldet hat. 
War es dem Leistungsberechtigten unmög-
lich, den Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
rechtzeitig über den Hilfebedarf in Kenntnis zu 
setzen, so hat er dies unverzüglich nach Weg-
fall des Hinderungsgrundes nachzuholen. 

und 31, sowie von infrastrukturellen Angebo-
ten oder Regelangeboten nach § 36b Ab-
satz 2. Dazu soll er mit den Leistungserbringern 
Vereinbarungen schließen, in denen die Vo-
raussetzungen und die Ausgestaltung der 
Leistungserbringung sowie die Übernahme 
der Kosten geregelt werden. 
 
§ 76b Erstattung selbstbeschaffter Leistungen  
Ist die Leistungserbringung nicht aufschiebbar 
bis zu einer Entscheidung des Trägers der öf-
fentlichen Jugendhilfe über die Gewährung 
der Leistung beziehungsweise bis zu einer 
Entscheidung über ein Rechtsmittel und be-
schafft sich der Leistungsberechtigte die Leis-
tung selbst, so ist der Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe nach einer zu Unrecht abgelehn-
ten Leistung unter Beachtung der Grundsätze 
der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zur 
Erstattung der Aufwendungen verpflichtet, 
wenn  
1. der Leistungsberechtigte den Träger der 

öffentlichen Jugendhilfe vor der Selbstbe-
schaffung über den Bedarf in Kenntnis ge-
setzt hat oder er die Inkenntnissetzung im 
Falle einer nicht zu vertretenden Unmög-
lichkeit unverzüglich nach Wegfall des 
Hinderungsgrundes nachholt und 

2. die Voraussetzungen für die Gewährung 
der Leistung vorlagen. 

Neu: § 76c Wahl der Finanzierungsart  
Im Rahmen seiner Gesamt- und Planungsverantwortung (§ 79) entscheidet der Träger der öf-
fentlichen Kinder- und Jugendhilfe nach pflichtgemäßem Ermessen über die Wahl der Finan-
zierungsart. Das Ermessen über die Wahl der Finanzierungsart ist so auszuüben, dass der Be-
darf von Kindern und Jugendlichen in größtmöglicher Qualität unter Beachtung sozialräumli-
cher Gestaltungserfordernisse und der Grundsätze von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit ge-
sichert ist. Bei stationären Einrichtungen gilt zudem § 78b Absatz 2 und 4. 
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§ 74 Förderung der freien Jugendhilfe 

(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
sollen die freiwillige Tätigkeit auf dem Gebiet 
der Jugendhilfe anregen; sie sollen sie för-
dern, wenn der jeweilige Träger  

1. die fachlichen Voraussetzungen für die 
geplante Maßnahme erfüllt und die Be-
achtung der Grundsätze und Maßstäbe 
der Qualitätsentwicklung und Qualitätssi-
cherung nach § 79a gewährleistet, 

2. die Gewähr für eine zweckentsprechen-
de und wirtschaftliche Verwendung der 
Mittel bietet, 

3. gemeinnützige Ziele verfolgt, 
4. eine angemessene Eigenleistung erbringt 

und 
5. die Gewähr für eine den Zielen des 

Grundgesetzes förderliche Arbeit bietet. 

Eine auf Dauer angelegte Förderung setzt in 
der Regel die Anerkennung als Träger der 
freien Jugendhilfe nach § 75 voraus. 

(2) Soweit von der freien Jugendhilfe Einrich-
tungen, Dienste und Veranstaltungen ge-
schaffen werden, um die Gewährung von 
Leistungen nach diesem Buch zu ermögli-
chen, kann die Förderung von der Bereit-
schaft abhängig gemacht werden, diese 
Einrichtungen, Dienste und Veranstaltungen 
nach Maßgabe der Jugendhilfeplanung und 
unter Beachtung der in § 9 genannten 
Grundsätze anzubieten. § 4 Absatz 1 bleibt 
unberührt. 

(3) Über die Art und Höhe der Förderung ent-
scheidet der Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe im Rahmen der verfügbaren Haushalts-
mittel nach pflichtgemäßem Ermessen. Ent-
sprechendes gilt, wenn mehrere Antragsteller 
die Förderungsvoraussetzungen erfüllen und 
die von ihnen vorgesehenen Maßnahmen 
gleich geeignet sind, zur Befriedigung des 
Bedarfs jedoch nur eine Maßnahme notwen-
dig ist. Bei der Bemessung der Eigenleistung 
sind die unterschiedliche Finanzkraft und die 
sonstigen Verhältnisse zu berücksichtigen. 

Dritter Abschnitt 

Förderung und Finanzierung, Vereinbarungen 
über Leistungsangebote, Entgelte und 

Qualitätsentwicklung 

§ 77 Förderung der freien Jugendhilfe 

(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
sollen die freiwillige Tätigkeit auf dem Gebiet 
der Jugendhilfe anregen; sie sollen sie för-
dern, wenn der jeweilige Träger  

1. die fachlichen Voraussetzungen für die 
geplante Maßnahme erfüllt und die Be-
achtung der Grundsätze und Maßstäbe 
der Qualitätsentwicklung und Qualitätssi-
cherung nach § 79a gewährleistet, 

2. die Gewähr für eine zweckentsprechende 
und wirtschaftliche Verwendung der Mit-
tel bietet, 

3. gemeinnützige Ziele verfolgt, 
4. eine angemessene Eigenleistung erbringt 

und 
5. die Gewähr für eine den Zielen des 

Grundgesetzes förderliche Arbeit bietet. 

Eine auf Dauer angelegte Förderung setzt in 
der Regel die Anerkennung als Träger der 
freien Jugendhilfe nach § 75 voraus. 

(2) Soweit von der freien Jugendhilfe Einrich-
tungen, Dienste und Veranstaltungen ge-
schaffen werden, um die Gewährung von 
Leistungen nach diesem Buch zu ermögli-
chen, kann die Förderung von der Bereit-
schaft abhängig gemacht werden, diese 
Einrichtungen, Dienste und Veranstaltungen 
nach Maßgabe der Jugendhilfeplanung und 
unter Beachtung der in § 9 genannten 
Grundsätze anzubieten. § 4 Absatz 1 bleibt 
unberührt. 

(3) Über die Art und Höhe der Förderung ent-
scheidet der Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe im Rahmen der verfügbaren Haushalts-
mittel nach pflichtgemäßem Ermessen. Ent-
sprechendes gilt, wenn mehrere Antragsteller 
die Förderungsvoraussetzungen erfüllen und 
die von ihnen vorgesehenen Maßnahmen 
gleich geeignet sind, zur Befriedigung des 
Bedarfs jedoch nur eine Maßnahme notwen-
dig ist. Bei der Bemessung der Eigenleistung 
sind die unterschiedliche Finanzkraft und die 
sonstigen Verhältnisse zu berücksichtigen. 
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(4) Bei sonst gleich geeigneten Maßnahmen 
soll solchen der Vorzug gegeben werden, die 
stärker an den Interessen der Betroffenen 
orientiert sind und ihre Einflussnahme auf die 
Ausgestaltung der Maßnahme gewährleisten. 

(5) Bei der Förderung gleichartiger Maßnah-
men mehrerer Träger sind unter Berücksichti-
gung ihrer Eigenleistungen gleiche Grundsät-
ze und Maßstäbe anzulegen. Werden 
gleichartige Maßnahmen von der freien und 
der öffentlichen Jugendhilfe durchgeführt, so 
sind bei der Förderung die Grundsätze und 
Maßstäbe anzuwenden, die für die Finanzie-
rung der Maßnahmen der öffentlichen Ju-
gendhilfe gelten. 

(6) Die Förderung von anerkannten Trägern 
der Jugendhilfe soll auch Mittel für die Fort-
bildung der haupt-, neben- und ehrenamtli-
chen Mitarbeiter sowie im Bereich der Ju-
gendarbeit Mittel für die Errichtung und Un-
terhaltung von Jugendfreizeit- und Jugend-
bildungsstätten einschließen. 

(4) Bei sonst gleich geeigneten Maßnahmen 
soll solchen der Vorzug gegeben werden, die 
stärker an den Interessen der Betroffenen ori-
entiert sind und ihre Einflussnahme auf die 
Ausgestaltung der Maßnahme gewährleisten. 

(5) Bei der Förderung gleichartiger Maßnah-
men mehrerer Träger sind unter Berücksichti-
gung ihrer Eigenleistungen gleiche Grundsät-
ze und Maßstäbe anzulegen. Werden gleich-
artige Maßnahmen von der freien und der 
öffentlichen Jugendhilfe durchgeführt, so sind 
bei der Förderung die Grundsätze und Maß-
stäbe anzuwenden, die für die Finanzierung 
der Maßnahmen der öffentlichen Jugendhilfe 
gelten. 

(6) Die Förderung von anerkannten Trägern 
der Jugendhilfe soll auch Mittel für die Fortbil-
dung der haupt-, neben- und ehrenamtlichen 
Mitarbeiter sowie im Bereich der Jugendar-
beit Mittel für die Errichtung und Unterhaltung 
von Jugendfreizeit- und Jugendbildungsstät-
ten einschließen. 

§ 74a Finanzierung von Tageseinrichtungen 
für Kinder 

Die Finanzierung von Tageseinrichtungen 
regelt das Landesrecht. Dabei können alle 
Träger von Einrichtungen, die die rechtlichen 
und fachlichen Voraussetzungen für den Be-
trieb der Einrichtung erfüllen, gefördert wer-
den. Die Erhebung von Teilnahmebeiträgen 
nach § 90 bleibt unberührt. 

§ 77a Finanzierung von Tageseinrichtungen 
für Kinder 

Die Finanzierung von Tageseinrichtungen re-
gelt das Landesrecht. Dabei können alle Trä-
ger von Einrichtungen, die die rechtlichen 
und fachlichen Voraussetzungen für den Be-
trieb der Einrichtung erfüllen, gefördert wer-
den. Die Erhebung von Teilnahmebeiträgen 
nach § 90 bleibt unberührt. 

§ 77 Vereinbarungen über die Höhe der 
Kosten 

Werden Einrichtungen und Dienste der Träger 
der freien Jugendhilfe in Anspruch genom-
men, so sind Vereinbarungen über die Höhe 
der Kosten der Inanspruchnahme zwischen 
der öffentlichen und der freien Jugendhilfe 
anzustreben. Das Nähere regelt das Landes-
recht. Die §§ 78a bis 78g bleiben unberührt. 

§ 78 Vereinbarungen über Entgelte und Leis-
tungen ambulanter Angebote 

(1) Werden Einrichtungen und Dienste der 
Träger der freien Jugendhilfe in Anspruch ge-
nommen, so sind Vereinbarungen über die 
Höhe der Kosten der Inanspruchnahme zwi-
schen der öffentlichen und der freien Ju-
gendhilfe anzustreben. Das Nähere regelt das 
Landesrecht. Die §§ 78a bis 78g bleiben un-
berührt. 

(2) Wird eine Leistung im Sinne des § 36b Ab-
satz 2 oder nach § 37 Absatz 1 erbracht, so ist 
der Träger der öffentlichen Jugendhilfe zur 
Übernahme der Kosten der Inanspruchnahme 
nur verpflichtet, wenn mit den Leistungser-
bringern Vereinbarungen über Inhalt, Umfang 
und Qualität der Leistungen, insbesondere zu 
Art, Ziel und Qualität des Leistungsbereichs, zu 
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den Leistungsadressaten und zur Qualifikation 
des Personals geschlossen worden sind. Die 
Vereinbarungen sind nur mit denjenigen leis-
tungserbringenden Trägern abzuschließen, 
die insbesondere unter Berücksichtigung der 
Grundsätze der Qualität, Kontinuität, Orientie-
rung an sozialräumlichen Gestaltungsvorga-
ben, Zugänglichkeit, Zusammenarbeit, Wirt-
schaftlichkeit und Sparsamkeit zur Erbringung 
der Leistungen geeignet sind. Für Vereinba-
rungen nach diesem Absatz gilt § 78e ent-
sprechend. 

(3) Die örtlichen Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe schließen mit den Trägern der freien 
Jugendhilfe Vereinbarungen über Grundsätze 
und Maßstäbe für die Bewertung der Qualität 
der Leistungsangebote nach Absatz 2 sowie 
über geeignete Maßnahmen zu ihrer Gewähr-
leistung. 

Dritter Abschnitt 
Förderung und Finanzierung, Vereinbarungen 

über Leistungsangebote, Entgelte und 
Qualitätsentwicklung 

§ 78a Anwendungsbereich 
(1) Die Regelungen der §§ 78b bis 78g gelten 
für die Erbringung von 
1. Leistungen für Betreuung und Unterkunft 

in einer sozialpädagogisch begleiteten 
Wohnform (§ 13 Absatz 3), 

2. Leistungen in gemeinsamen Wohnformen 
für Mütter/Väter und Kinder (§ 19), 

3. Leistungen zur Unterstützung bei notwen-
diger Unterbringung des Kindes oder Ju-
gendlichen zur Erfüllung der Schulpflicht 
(§ 21 Satz 2), 

4. Hilfe zur Erziehung  
a)   in einer Tagesgruppe (§ 32), 
b)   in einem Heim oder einer sonstigen 

betreuten Wohnform (§ 34) sowie 
c)   in intensiver sozialpädagogischer Ein-

zelbetreuung (§ 35), sofern sie außer-
halb der eigenen Familie erfolgt, 

d)   in sonstiger teilstationärer oder statio-
närer Form (§ 27), 

5. Eingliederungshilfe für seelisch behinderte 
Kinder und Jugendliche in  
a)   anderen teilstationären Einrichtungen 

(§ 35a Absatz 2 Nummer 2 Alternative 2), 
b)   Einrichtungen über Tag und Nacht so-

wie sonstigen Wohnformen (§ 35a Ab-
satz 2 Nummer 4), 

 
 
 
 
§ 78a Anwendungsbereich 
(1) Die Regelungen der §§ 78b bis 78g gelten 
für die Erbringung von Leistungen in teilstatio-
närer und stationärer Form. Ausgenommen 
sind Leistungen der Vollzeitpflege. 
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6. Hilfe für junge Volljährige (§ 41), sofern 
diese den in den Nummern 4 und 5 ge-
nannten Leistungen entspricht, sowie 

7. Leistungen zum Unterhalt (§ 39), sofern 
diese im Zusammenhang mit Leistungen 
nach den Nummern 4 bis 6 gewährt wer-
den; § 39 Absatz 2 Satz 3 bleibt unberührt. 

(2) Landesrecht kann bestimmen, dass die 
§§ 78b bis 78g auch für andere Leistungen 
nach diesem Buch sowie für vorläufige Maß-
nahmen zum Schutz von Kindern und Ju-
gendlichen (§ 42) gelten. 

 
 
 
 
 
 
 

(2) Landesrecht kann bestimmen, dass die 
§§ 78b bis 78g auch für andere Leistungen 
nach diesem Buch sowie für vorläufige Maß-
nahmen zum Schutz von Kindern und Jugend-
lichen (§§ 42, 42a) gelten. 

§ 78b Voraussetzungen für die Übernahme 
des Leistungsentgelts 
(1) Wird die Leistung ganz oder teilweise in einer 
Einrichtung erbracht, so ist der Träger der öffent-
lichen Jugendhilfe zur Übernahme des Entgelts 
gegenüber dem Leistungsberechtigten ver-
pflichtet, wenn mit dem Träger der Einrichtung 
oder seinem Verband Vereinbarungen über  
1. Inhalt, Umfang und Qualität der Leis-

tungsangebote (Leistungsvereinbarung), 
2. differenzierte Entgelte für die Leistungs-

angebote und die betriebsnotwendigen 
Investitionen (Entgeltvereinbarung) und 

3. Grundsätze und Maßstäbe für die Bewer-
tung der Qualität der Leistungsangebote 
sowie über geeignete Maßnahmen zu ih-
rer Gewährleistung (Qualitätsentwick-
lungsvereinbarung) 

abgeschlossen worden sind. 
(2) Die Vereinbarungen sind mit den Trägern 
abzuschließen, die unter Berücksichtigung 
der Grundsätze der Leistungsfähigkeit, Wirt-
schaftlichkeit und Sparsamkeit zur Erbringung 
der Leistung geeignet sind.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Vereinbarungen über die Erbringung von 
Hilfe zur Erziehung im Ausland dürfen nur mit 
solchen Trägern abgeschlossen werden, die 
1. anerkannte Träger der Jugendhilfe oder 

Träger einer erlaubnispflichtigen Einrich-
tung im Inland sind, in der Hilfe zur Erzie-
hung erbracht wird, 

§ 78b Voraussetzungen für die Übernahme 
des Leistungsentgelts 
(1) Wird die Leistung ganz oder teilweise in einer 
Einrichtung erbracht, so ist der Träger der öffent-
lichen Jugendhilfe zur Übernahme des Entgelts 
gegenüber dem Leistungsberechtigten ver-
pflichtet, wenn mit dem Träger der Einrichtung 
oder seinem Verband Vereinbarungen über  
1. Inhalt, Umfang und Qualität der Leis-

tungsangebote (Leistungsvereinbarung), 
2. differenzierte Entgelte für die Leistungsan-

gebote und die betriebsnotwendigen In-
vestitionen (Entgeltvereinbarung) und 

3. Grundsätze und Maßstäbe für die Bewer-
tung der Qualität der Leistungsangebote 
sowie über geeignete Maßnahmen zu ih-
rer Gewährleistung (Qualitätsentwick-
lungsvereinbarung) 

abgeschlossen worden sind. 
(2) Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
kann mit denjenigen Trägern Vereinbarungen 
abschließen, die unter Berücksichtigung der 
Grundsätze der Qualität, Kontinuität, Orientie-
rung an sozialräumlichen Gestaltungsvorga-
ben, Zugänglichkeit, Zusammenarbeit, Wirt-
schaftlichkeit und Sparsamkeit zur Erbringung 
der Leistung geeignet sind. Über die Verein-
barung entscheidet der Träger der öffentli-
chen Jugendhilfe unter Beachtung vorge-
nannter Grundsätze im Rahmen seiner in § 79 
geregelten Verantwortung nach Maßgabe 
insoweit zu entwickelnder Gestaltungskrite-
rien; eine Differenzierung zwischen Typen von 
Einrichtungen ist möglich. Vereinbarungen 
über die Erbringung von Auslandsmaßnah-
men dürfen nur mit solchen Trägern abge-
schlossen werden, die die Maßgaben nach 
§ 38 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe a bis d 
erfüllen. 
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2. mit der Erbringung solcher Hilfen nur 
Fachkräfte im Sinne des § 72 Absatz 1 be-
trauen und 

3. die Gewähr dafür bieten, dass sie die 
Rechtsvorschriften des Aufenthaltslandes 
einhalten und mit den Behörden des Auf-
enthaltslandes sowie den deutschen Ver-
tretungen im Ausland zusammenarbeiten. 

(3) Ist eine der Vereinbarungen nach Ab-
satz 1 nicht abgeschlossen, so ist der Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe zur Übernahme 
des Leistungsentgelts nur verpflichtet, wenn 
dies insbesondere nach Maßgabe der Hilfe-
planung (§ 36) im Einzelfall geboten ist. 

 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Ist eine der Vereinbarungen nach Absatz 1 
nicht abgeschlossen, so ist der Träger der öf-
fentlichen Jugendhilfe zur Übernahme des 
Leistungsentgelts nur verpflichtet, wenn dies 
insbesondere nach Maßgabe der Hilfepla-
nung (§ 36) im Einzelfall geboten ist. 
(4) Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
und die Leistungserbringer wirken zur Sicher-
stellung der stationären Versorgung zusam-
men. Welche Leistungserbringer hierbei ein-
zubeziehen sind, entscheidet sich nach dem 
erforderlichen stationären Versorgungsange-
bot. Verträge sind so abzuschließen, dass 
eine ausreichende, zweckmäßige und wirt-
schaftliche Versorgung mit stationären Ein-
richtungen auch langfristig gesichert ist. Ein-
zubeziehen sind auch überörtlich tätige Leis-
tungserbringer, deren besonderen Bedürfnis-
sen auch Rechnung zu tragen ist. 

§ 79 Gesamtverantwortung, Grundausstattung 
(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
haben für die Erfüllung der Aufgaben nach 
diesem Buch die Gesamtverantwortung ein-
schließlich der Planungsverantwortung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) […] 
[...] 

§ 79 Gesamtverantwortung, Grundausstattung 
(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
haben für die Erfüllung der Aufgaben nach 
diesem Buch die Gesamtverantwortung ein-
schließlich der Planungsverantwortung, wel-
che die Finanzierungsverantwortung umfasst. 
Im Rahmen seiner Gesamtverantwortung 
entwickelt der öffentliche Träger der Jugend-
hilfe insbesondere neue Erbringungsformen 
sowie Gestaltungsvorgaben hinsichtlich einer 
sozialräumlichen Orientierung von Leistungs-
angeboten und -arten. Im Rahmen seiner 
Gesamtverantwortung hat der Jugendhilfe-
träger das in § 1 geregelte Recht junger Men-
schen auf Förderung seiner Entwicklung und 
auf Erziehung zu einer eigenverantwortlichen 
und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit so-
wie die in § 1 Absatz 3 genannten Ziele der 
Kinder- und Jugendhilfe besonders zu be-
rücksichtigen. 
(2) […] 
[...] 

 

 

 

 


